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DER GERICHTSHOF

auf die ihm vom Finanzgericht Hamburg gemäß dessen Beschluß vom 15. Okto­
ber 1971 vorgelegten Fragen für Recht erkannt:

Die Tarifstelle 20.06 B II a 6 bb des Gemeinsamen Zolltarifs in Verbin­

dung mit der Zusätzlichen Vorschrift Nr. 2 zu Kapitel 20 ist dahin aus­
zulegen, daß andere Früchte als Ananas und Weintrauben der Tarif­
nummer 20.06 mit einem nach der Zusätzlichen Vorschrift Nr. 1 zu

Kapitel 20 ermittelten Zuckergehalt von mehr als 9 Gewichtshundert­
teilen — ohne Rücksicht darauf, ob ihnen Zucker zugesetzt worden
ist oder nicht — dem für Früchte mit zugesetztem Zucker vorge­
sehenen Zollsatz unterliegen.

Lecourt Mertens de Wilmars Kutscher

Donner Trabucchi Monaco Pescatore

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 26. April 1972.

Der Kanzler

A. Van Houtte

Der Präsident

R. Lecourt

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS KARL ROEMER

VOM 21. MÄRZ 1972

Herr Präsident,
meine Herren Richter!

Die Klägerin des Ausgangsverfahrens, ei­
ne in Hamburg ansässige Handelsfirma,
hat eine bestimmte Menge von Apriko­
sen in Dosen unter 5 kg, jedoch über 4,5
kg, ohne Alkohol, aus Spanien in die
Bundesrepublik Deutschland importiert
und am 21. Juli 1970 einen Antrag auf
Abfertigung zum Freiverkehr gestellt. Im

Abfertigungsverfahren hat das zuständi­
ge Zollamt von den eingeführten Waren
Proben entnommen und dabei einen

durchschnittlichen Zuckergehalt von 9,2
Gewichtshundertteilen festgestellt. Dar­
aufhin hat das Zollamt die Waren im

Rahmen der Tarif-Nr. 20.06 („Früchte,
in anderer Weise zubereitet oder haltbar

gemacht, auch mit Zusatz von Zucker
oder Alkohol") der Position 20.06 B II
a 6 bb zugewiesen, d. h. als Aprikosen
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„mit Zusatz von Zucker, in unmittelba­
ren Umschließungen mit einem Gewicht
des Inhalts von mehr als einem kg" an­
gesehen und außer Einfuhr-Umsatzsteuer
Vertragszoll in Höhe von 22,4 % erho­
ben. Das ist geschehen, weil die Zusätzli­
che Vorschrift Nr. 2 zum Kapitel 20 des
Gemeinsamen Zolltarifs bestimmt:

„Früchte der Tarif-Nr. 20.06 gelten als
,Früchte mit Zusatz von Zucker', wenn
ihr ,Zuckergehalt' höher ist als die fol­
genden, für die verschiedenen Fruchtar­
ten aufgeführten Gewichtshundertteile:
Ananas, Weintrauben 13 %, andere
Früchte einschließlich Gemische von
Früchten 9 %".
Die Firma Interfood halt diese Tarifie­

rung deswegen nicht für richtig, weil die
eingeführte Ware nur Eigenzucker, nicht
dagegen zugesetzten Zucker enthalten
habe. Nach ihrer Meinung muß in einem
solchen Falle, auch wenn der Eigenzuk­
kergehalt über 9 % liegt, eine Zuweisung
in die Tarifstelle 20.06 B II cl aa erfolgen,
d. h. die betreffenden Waren müssen als

Aprikosen „ohne Zusatz von Zucker, in
unmittelbaren Umschließungen mit ei­
nem Gewicht des Inhalts von 4,5 kg oder
mehr" angesehen, und es darf infolgedes­
sen nur Zoll in Höhe von 17 % erhoben
werden. Aus diesem Grunde hat die Fir­

ma Interfood einen Antrag auf teilweise
Rückerstattung des entrichteten Zolls ge­
stellt. Der Antrag wurde jedoch vom
Hauptzollamt zurückgewiesen. Zur Be­
gründung nahm das Hauptzollamt auf
Artikel 2 Absatz 3 Unterabsatz 2 der

Verordnung Nr. 865/68 des Rates vom
28. Juni 1968 (ABl. L 153, S. 8) Bezug,
wonach als Gehalt an zugesetzten Zuk­
kerarten der refraktometrisch ermittelte

Wert abzüglich des in Anhang I Spalte 2
der Verordnung angegebenen Wertes
(für Aprikosen 9) gelte. Das Hauptzoll­
amt hob hervor, auf dieser Bestimmung
beruhe die bereits erwähnte Zusätzliche

Vorschrift Nr. 2 zum Kapitel 20 des Ge­
meinsamen Zolltarifs, nach der Apriko­
senkonserven mit einem Zuckergehalt
von mehr als 9 Gewichtshundertteilen

als „Früchte mit Zusatz von Zucker" zu
gelten hätten. Demzufolge müsse die

fragliche Ware wegen ihres Zuckergehal­
tes als ein Produkt mit Zuckerzusatz be­
handelt werden, auch wenn tatsächlich
kein Zucker zugesetzt worden sei.
Gegen diesen Bescheid hat die Firma In­
terfood das Finanzgericht Hamburg an­
gerufen. Zur Begründung ihrer Klage
stützt sie sich im wesentlichen auf das in

der Vorlagesache 3/71 ergangene Urteil
des Gerichtshofes (EuGH, Slg. 1971,577).
Für sie ist entscheidend, daß der einge­
führten Ware kein Zucker zugesetzt
worden sei; deshalb dürfe sie auch nicht
wegen der erwähnten Zusätzlichen Vor­
schrift der Tarifstelle 20.06 B II a 6 bb zu­

gewiesen werden. — Das beklagte Haupt­
zollamt bringt demgegenüber vor, das
Urteil 3/71 sei nicht von Interesse, weil
es im jetzigen Fall nicht um die Ab­
schöpfungspflicht, sondern nur um die
Tarifierung einer Ware gehe. Außerdem
sei zu erkennen, daß der Gerichtshof in
dem zitierten Urteil von der Rechtswirk­
samkeit der Zusätzlichen Vorschrift auf

dem Gebiete des Zollrechts ausgegangen
sei.

rur das Jrinanzgencht stellt sich somit
die Frage, ob die Zusätzliche Vorschrift
zu Kapitel 20 des Gemeinsamen Zollta­
rifs eine Legaldefinition ohne die Mög­
lichkeit des Gegenbeweises enthält oder
ob ihr nur Hinweischarakter zukommt,
ob sie nur als widerlegbare Vermutung
anzusehen ist. — Mit Rücksicht auf die­
ses nach dem Gemeinschaftsrecht zu be­

urteilende Problem hat das Finanzgericht
durch Beschluß vom 15. Oktober 1971
das Verfahren ausgesetzt und folgende
Fragen zur Vorabentscheidung vorgelegt:

Frage I

Ist die Tarifstelle 20.06 B II a 6 bb des Ge­
meinsamen Zolltarifs in Verbindung mit
der Zusätzlichen Vorschrift Nr. 2 zu Ka­
pitel 20 so auszulegen, daß andere
Früchte als Ananas und Weintrauben der
Tarifnummer 20.06 mit einem nach der

Zusätzlichen Vorschrift Nr. 1 zu Kapitel
20 ermittelten Zuckergehalt von mehr
als 9 aber weniger als 13 Gewichtshun­
dertteilen — ohne Rücksicht darauf, ob
ihnen Zucker zugesetzt worden ist oder
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nicht — dem höheren Zollsatz für
Früchte mit zugesetztem Zucker unterlie­
gen, obwohl zubereitete Früchte ohne
Zuckerzusatz mit einem Gewicht des In­

halts von 4,5 kg oder mehr in der Tarif­
stelle 20.06 B II c des Gemeinsamen
Zolltarifs — Aprikosen mit einem Zoll­
satz von 17 % — besonders erfaßt sind?

Frage II

Im Falle der Verneinung der Frage zu I:
Ist die Zusätzliche Vorschrift Nr. 2 zu
Kapitel 20 im Hinblick auf den Wortlaut
der Tarifstelle 20.06 B II c des Gemein­
samen Zolltarifs so zu verstehen, daß —
entsprechend der vom Europäischen Ge­
richtshof getroffenen Entscheidung über
die Abschöpfung in der Verordnung
(EWG) Nr. 865/68 — zwar nur diejeni­
gen Verarbeitungserzeugnisse dem höhe­
ren Zollsatz unterliegen, denen tatsäch­
lich Zucker zugesetzt worden ist, daß
aber bei den unter die Tarifstelle
20.06 B II a 6 bb und 20.06 B II c 1 aa des
Gemeinsamen Zolltarifs fallenden Früch­

ten mit einem Zuckergehalt von mehr als
9 Gewichtshundertteilen der Importeur
den Eigenzuckergehalt zu beweisen hat?
Welche Antworten darauf angebracht er­
scheinen, wollen wir nunmehr sehen,
nachdem die Klägerin des Ausgangsver­
fahrens, die Regierung der Bundesrepu­
blik Deutschland und die Kommission
der Europäischen Gemeinschaften
schriftlich und mündlich ihre Stellung­
nahmen dazu vorgetragen haben.

1. Wie wir gehört haben, geht es in er­
ster Linie darum zu wissen, ob die Tarif­
stelle 20.06 B II a 6 bb in Verbindung mit
der Zusätzlichen Vorschrift Nr. 2 zum
Kapitel 20 des Gemeinsamen Zolltarifs
so zu verstehen ist, daß von ihr Apriko­
sen mit einem Zuckergehalt von mehr
als 9 und weniger als 13 % ohne Rück­
sicht darauf erfaßt werden, ob ihnen
Zucker zugesetzt wurde. Es handelt sich
also um die Klärung der Frage, ob die
Zusätzliche Vorschrift eine Fiktion, eine
Legaldefinition, eine unwiderlegbare
Vermutung enthält (wie Kommission
und Bundesregierung übereinstimmend
annehmen) oder ob sie — wie die Kläge­

rin meint — nur Hinweischarakter zur
Erleichterung der Tarifierung hat und
der Gegenbeweis dafür nicht ausge­
schlossen ist, es sei kein Zucker zugesetzt
worden.

Für die Beantwortung dieser Frage ist
davon auszugehen, daß die Zusätzliche
Vorschrift und die in Betracht kommen­
de Tarifstelle als Einheit zu betrachten
sind. Das kann gesagt werden, weil die
Zusätzliche Vorschrift offensichtlich nur
eine vor die Klammer gezogene Defini­
tion enthält, deren Zweck in der Verein­
fachung der Darstellung des Zolltarifs
besteht. — Uber ihre Rechtsnatur, ihren
rechtlichen Gehalt im Sinne der aufge­
worfenen Frage ist damit freilich noch
nichts ausgesagt. Dieses Problem ist an­
hand anderer Überlegungen zu lösen.
wenn ich mich ihnen )etzt zuwende, so
will ich von vornherein gestehen, daß die
von der Kommission und der Bundesre­

gierung vorgebrachten Argumente auf
mich beträchtlichen Eindruck gemacht
haben. — Diese beiden am Verfahren

Beteiligten bauen ihre Deduktionen zu­
nächst einmal auf der allgemeinen Er­
kenntnis auf, daß das Zollrecht im Inter­
esse der Erfassung aller Waren notwen­
digerweise typisieren muß, daß die Typi­
sierung in diesem Bereich ein unerläßli­
ches Gestaltungsmittel ist. Aus diesem
Grunde, aber auch weil die Belange des
Außenhandels oftmals spezifische Krite­
rien verlangen, kennt das Zollrecht in
weitem Umfang eine eigene, den norma­
len Wortsinn außer Betracht lassende Be­

griffswelt. Dafür hat die Bundesregie­
rung beispielhaft auf die Abgrenzung der
rohen von den bearbeiteten Fetten im

Kapitel 15 hingewiesen, die einer wissen­
schaftlichen Betrachtung nicht entspre­
che. Die Kommission hat auf Seite 11 ih­
res Schriftsatzes eine Reihe ähnlicher

Beispiele angeführt (etwa die Definition
der Kälber in der Zusätzlichen Vor­

schrift zu Kapitel 1 oder die des Elfen­
beins in der Zusätzlichen Vorschrift zu

Kapitel 5 des Gemeinsamen Zolltarifs).
Sodann erscheint mir bedeutsam, was
diese Beteiligten zu der Tatsache vorge­
bracht haben, daß nicht nur das Tarif-
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recht der Mitgliedstaaten, sondern auch
der Gemeinsame Zolltarif durch häufig
vorkommende Fiktionen gekennzeichnet
sind, während ihnen widerlegliche Ver­
mutungen fremd zu sein scheinen. Dar­
auf weisen oftmals Formulierungen hin,
wie: eine Ware „ist zu tarifieren als", be­
stimmte Waren „gehören zur Tarifstelle
x" oder auch die Verwendung des Wor­
tes „gelten". Namentlich der zuletzt ge­
nannte Begriff ist nach den unwiderspro­
chenen Ausführungen der Bundesregie­
rung (Seite 7 ff. ihres Schriftsatzes) an 50
Stellen in Vorschriften aus dem Brüsseler
Zolltarifschema und an 30 Stellen in Zu­
sätzlichen Vorschriften anzutreffen, die
durch EWG-Verordnungen in den Zoll­
tarif eingeführt worden sind. Daß er tat­
sächlich im Sinne einer bindenden Tari­

fierungsanweisung zu verstehen ist, kann
daraus entnommen werden, daß er viel­
fach gleichwertig mit anderen Formulie­
rungen verwendet wird, wie etwa „gehö­
ren nicht", „gehören nur" oder „sind
auch". Deshalb sind derartige Formulie­
rungen auch im Brüsseler Zollrat sowie
in der ständigen Praxis der Mitgliedstaa­
ten anscheinend stets als Fiktionen ver­

standen worden. — So gesehen müßte es
in der Tat erstaunlich erscheinen, gleiche
Formulierungen in der jetzt zu behan­
delnden Zusätzlichen Vorschrift zu Ka­
pitel 20 des Gemeinsamen Zolltarifs nur
als Hinweise, als Auslegungsregeln anzu­
sprechen und in ihnen allein widerlegba­
re Vermutungen zu sehen.
Zur Begründung der zuletzt genannten
Ansicht läßt sich jedenfalls nicht — wie
es die Klägerin versucht — darauf ver­
weisen, daß der Vertrag eine Berücksich­
tigung der Ziele des Artikels 39 und des
Artikels 110 vorschreibt. Derartige Argu­
mente sind viel zu vage, als daß aus ih­
nen konkrete Schlußfolgerungen auf dem
Gebiete des Zolltarifrechts gezogen wer­
den könnten, auf dem der Gesetzgeber
— wie Bundesregierung und Kommis­
sion übereinstimmend betonen — grund­
sätzlich weitreichende Freiheiten hat. —

Desgleichen ist wohl nichts mit dem klä­
gerischen Hinweis auf verfassungsrechtli­
che Prinzipien zur Zulässigkeit von Fik-

tionen schlechthin und zu den dabei
nach dem Grundsatz der Verhältnismä­

ßigkeit zu beachtenden Grenzen anzu­
fangen. Es ist nämlich nicht zu erkennen,
daß solche Grundsätze gerade auch für
das Gebiet des Zollrechts mit seinen be^

sonderen verwaltungsmäßigen und han­
delspolitischen Problemen Geltung bean­
spruchen und daß sie insbesondere Ge­
meingut aller Mitgliedstaaten in dieser
Materie wären.

Umgekehrt Können rur aie Aurrassung

der Kommission und der Bundesregie­
rung, nach der die Zusätzliche Vorschrift
zum Kapitel 20 eine unwiderlegbare Ver­
mutung enthält, zumindest noch zwei,
wenn nicht gar drei wichtige Argumente
angeführt werden.

So sind einmal die Verhandlungen der
Dillon-Runde im Rahmen des GATT

von Interesse, die sich 1962 in einem Ab­
kommen über Zollzugeständnisse und
die Konsolidierung von Zollsätzen nie­
dergeschlagen haben. Diese Verhandlun­
gen wurden geführt auf der Grundlage
des Gemeinsamen Zolltarifs in der Fas­

sung der Ratsentscheidung vom 13. Fe­
bruar 1960, d. h. eines Textes, der zu
Kapitel 20 bereits Zusätzliche Vorschrif­
ten mit einem Inhalt enthielt, der dem
heute geltenden entspricht. Dabei ist we­
sentlich, daß die Vertragspartner der Ge­
meinschaft hinsichtlich der Tarif-Nr.

20.06 die von der Gemeinschaft vorge­
schlagenen Prozentsätze an Zuckergehalt
offenbar ohne weiteres akzeptiert, für
den natürlichen Zuckergehalt also feste
pauschale Werte unterstellt haben. Wä­
ren diese Werte nämlich nicht absolut

gemeint gewesen, so hätten die Partner
der Gemeinschaft — das bringt die Kom­
mission überzeugend vor — sicher nicht
auf einen deutlichen entsprechenden
Hinweis verzichtet. — Außerdem haben

die Vertragspartner — und das ist noch
bezeichnender — einen Vorbehalt zu­

gunsten der Gemeinschaft akzeptiert,
nach dem die Gemeinschaft hinsichtlich

bestimmter Positionen das Recht hat,
über die konsolidierten Sätze hinaus eine

zusätzliche Abgabe zu erheben, wenn be­
stimmte Zuckergehalte überschritten
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werden. Auch insofern hat man also
nicht darauf abgestellt, ob es sich um zu­
gesetzten Zucker handelt. Würde man
dessen ungeachtet bei der Auslegung des
Gemeinsamen Zolltarifs den Begriff „Zu­
satz" wörtlich verstehen, so käme das
der Tatsache gleich, daß die Gemein­
schaft autonom weitergehende Zuge­
ständnisse gemacht hat. Für eine derarti­
ge Absicht aber fehlt jeglicher Anhalts­
punkt.
Ein zweites, allerdings weniger bedeutsa­
mes Argument bezieht sich auf die Ent­
stehungsgeschichte des Gemeinsamen
Zolltarifs. Insofern glaubt die Kommis­
sion einen entscheidenden Einfluß des

französischen Zolltarifs aus dem Jahre
1957 nachweisen zu können. In ihm

wurde — soweit es jetzt von Interesse ist
— zwischen Fruchtkonserven „sans
sucre ni sirop" und (höher zu verzollen­
den) Fruchtkonserven „dans un liquide
sucre" unterschieden. Dazu galt die Vor­
schrift V zu Kapitel 20 mit bestimmten
Höchstgehalten an Zucker und der An­
weisung „sans qu'il y ait lieu de recher­
cher l'origine du sucre". Nach den uns
vorgelegten Dokumenten ist tatsächlich
die Annahme nicht auszuschließen, man
habe den Gemeinsamen Zolltarif ent­

sprechend ausgestalten und namentlich
die von Experten sorgfältig ermittelten
Werte hinsichtlich des natürlichen Zuk­
kergehaltes absolut verstehen wollen.
Wenn im Gemeinsamen Zolltarif gleich­
wohl von Z-uckeczusatz gesprochen wird,
so wahrscheinlich in Anlehnung an die
Tarif-Nr. 20.06 des Brüsseler Zolltarif­
schemas (wo von Früchten auch mit Zu­
satz von Zucker die Rede ist) und weil es
überdies paradox erscheinen konnte, wie
im französischen Tarif von „Früchten
ohne Zucker" zu sprechen.
Gewichtiger freihch und wahrscheinlich
am bedeutendsten ist ein drittes, zugun­
sten der von der Kommission und der

Bundesregierung vertretenen These vor­
getragenes Argument. Es besagt in sei­
nem Kern, die Annahme, die Zusätzliche
Vorschrift zum Kapitel 20 des Gemeinsa­
men Zolltarifs enthalte lediglich eine wi­
derlegbare Vermutung, die den Gegenbe-

weis dafür zulasse, daß einer Ware Zuk-
ker nicht zugesetzt worden ist, müsse in
der Praxis zu vielerlei und großen
Schwierigkeiten führen. — Dazu muß
man folgendes wissen. Nach dem, was
wir im Verfahren gehört haben, scheint
es zwar möglich zu sein, auf dem Wege
der chemischen Analyse den Nachweis
für Zuckerzusatz in Fällen zu erbringen,
in denen Zucker zugesetzt wurde, der in
den Früchten natürlicherweise nicht oder
nur in geringen Mengen vorkommt oder
der Begleitstoffe enthält (wie z. B. Stär­
kezuckersirup). Es gilt aber zu bedenken,
daß solche Zusätze selten erfolgen, daß
sie offenbar ohne praktische Bedeutung
sind. Der in aller Regel zugesetzte ge­
wöhnliche Zucker dagegen (Saccharose,
also eine Verbindung aus Dextrose und
Fructose) kann in Fruchtkonserven auf
chemisch-analytischem Wege nicht nach­
gewiesen werden. Den vorgelegten Gut­
achten zufolge zerfällt er nämlich zum
Teil aufgrund der Erwärmung bei der
Konservierung und durch Einwirkung
der Fruchtsäure und vermengt sich so
mit dem natürlichen Fruchtzucker, daß
eine Unterscheidung von diesem, in
wechselnden Mengenverhältnissen vor­
kommenden Fruchtzucker nicht mehr

getroffen werden kann. Ein Nachweis
von Zuckerzusatz könnte hier also nur

in der Form geführt werden, daß der Ge­
samtzuckergehalt einer Fruchtkonservc
verglichen wird mit dem in den betref­
fenden Früchten normalerweise anzutref­
fenden Zuckergehalt. Dies würde jedoch
nicht nur zu problematischen Ermittlun­
gen hinsichtlich des natürlichen Zucker­
gehaltes nötigen, für den anscheinend ei­
ne beträchtliche Schwankungsbreite gilt,
je nach Fruchtsorte, nach Erntejahr,
nach Anbaugebiet, nach Erntezeitpunkt
und nach der Art der Zubereitung (Kon­
servierung unter Wasserzusatz oder un­
ter Wasserentzug). Als zugesetzter Zuk­
ker könnte außerdem nur gelten, was
über einer obersten Erfahrungsgrenze
liegt. Es wären also Manipulierungsmög­
lichkeiten gegeben und es könnte in vie­
len Fällen der zugesetzte Zucker nicht
erfaßt werden. — Wollte man in Er-
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kenntnis dieser Probleme auf andere Be­

weismittel, den sogenannten administra­
tiven Beweis, ausweichen, so wären die
Schwierigkeiten in aller Regel noch grö­
ßer. Insofern hat sich die Klägerin für
ihren Fall auf die Herkunft der einge­
führten Ware aus Spanien und die Tatsa­
che berufen, daß die importierte Apriko­
senpulpe in Dosen über 4,5 kg verpackt
gewesen sei. Das erlaube die sichere Fest­
stellung, daß es sich um ein typisches
Halbfertigfabrikat ohne Zuckerzusatz
gehandelt habe. Nun haben wir zwar
derartige Feststellungen im Rahmen des
Vorlageverfahrens nicht zu treffen (sie
sind — wenn es darauf ankommt — im

Ausgangsrechtsstreit vorzunehmen). An­
zumerken ist aber doch, daß kaum aus­
reichend erscheint, was die Klägerin zu
der Behauptung vorgebracht hat, es han­
dele sich um typische Halbfertigerzeug­
nisse, für die ein Zuckerzusatz wirt­
schaftlich nicht sinnvoll sei. Anders
könnte es sich allenfalls mit ihrem Hin­

weis auf eine einschlägige Exportverord­
nung des spanischen Handelsministeriums
verhalten, die anscheinend — was den
natürlichen Zuckergehalt von Apriko­
senpulpe und den Zuckergehalt von
Fruchtkonserven angeht — die Einhal­
tung gewisser Minimalerfordernisse vor­
schreibt und eine Exportkontrolle vor­
sieht. — Indessen wäre es sicher ver­
kehrt, die Lösung des aufgeworfenen
grundsätzlichen Problems allein unter
Berücksichtigung der Besonderheiten des
im Ausgangsverfahren zur Debatte ste­
henden Falles zu suchen. Die jetzt zu be­
handelnden zusätzlichen Vorschriften

gelten ja nicht nur für die von der Kläge­
rin eingeführten Erzeugnisse und nicht
nur für das in diesem Fall in Betracht
kommende Exportland. Weitet man aber
— was notwendig erscheint — die Be­
trachtung aus, so zeigt sich die Proble­
matik der Zulassung des administrativen
Beweises (ganz abgesehen davon, daß er
in rasch abzuwickelnden Zollverfahren

ohnehin einen Fremdkörper darstellt) in
ihrer ganzen Schärfe. Grundsätzlich
stünde man vor der Wahl, in der Beweis­
praxis streng oder großzügig zu verfah-

ren. Würde man streng vorgehen, was
der Begriff „Beweis" an sich nahelegt, so
käme es in vielen Fällen sicher zu einer
erheblichen Beeinträchtigung des Han­
delsverkehrs. Würde man in der Zulas­
sung von Beweismitteln dagegen einen li­
beralen Standpunkt einnehmen, so
brächte dies die Gefahr mit sich, daß die
gesetzgeberische Absicht, Früchte mit zu­
gesetztem Zucker in jedem Fall einem
höheren Zoll zu unterwerfen, nicht aus­
reichend verwirklicht würde. Das zeigt
sich namentlich, wenn man — was die
Klägerin für richtig hält und was auch
ein Erlaß des Bundesfinanzministeriums
vom 8. Juli 1971 angeordnet hat — le­
diglich auf Erklärungen des Importeurs
oder des Herstellers bzw. auf Exportzer­
tifikate des ausführenden Landes abstel­
len würde. Bei der Vielzahl der in Be­
tracht kommenden Länder mit ihrer un­
terschiedlichen Verwaltungsstruktur und
verschiedenartig entwickelten Kontroll­
möglichkeiten sowie bei der Vielzahl der
am Handel beteiligten Firmen wäre so
offensichtlich die Möglichkeit des Miß­
brauches in weitem Umfang eröffnet. —
Endlich darf auch nicht vergessen wer­
den, daß eine derartige Beweispraxis zu
einer von Land zu Land erheblich diver­
gierenden Beweiswürdigung führen
könnte, eine Vorstellung, die mit dem
Prinzip der Einheitlichkeit des Gemein­
samen Marktes sicher nicht in Einklang
stünde.

So gesehen ist die Schlußfoigerung tat­
sächlich nicht von der Hand zu weisen,
es könne schwerlich die Absicht des Ge­

setzgebers gewesen sein, dem in der Zu­
sätzlichen Vorschrift Nr. 2 zum Kapitel
20 des Gemeinsamen Zolltarifs verwen­
deten Begriff „gelten" einen anderen
Sinn beizulegen, als er ihn in anderen
Teilen des Zolltarifes hat, und hinter
ihm lediglich eine widerlegbare Vermu­
tung zu erblicken.
Nun bleibt freilich, ehe diese Erkenntnis
definitiv festgehalten werden kann, noch
ein von der Klägerin vorgebrachtes Ge­
genargument — und in ihren Augen ge­
wiß nicht das am wenigsten wichtige —
zu behandeln. Es bezieht sich auf die
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Ratsverordnung Nr. 865/68, nach der
auf Verarbeitungserzeugnisse mit Zuk­
kerzusatz Abschöpfung zu erheben ist,
und auf die dazu getroffenen Feststellun­
gen des Urteils 3/71. In diesem Urteil
wurde bekanntlich ausgesprochen, Arti­
kel 2 der Verordnung Nr. 865, der der
Zusätzlichen Vorschrift zu Kapitel 20
des Gemeinsamen Zolltarifs entspricht,
enthalte nur eine widerlegbare Vermu­
tung; er lasse also den vom Importeur zu
erbringenden Gegenbeweis zu, daß der
eingeführten Ware kein Zucker zugesetzt
worden sei. Wenn dies richtig ist — so
meint die Klägerin — könne für die In­
terpretation der Zusätzlichen Vorschrift
zum Kapitel 20 logischerweise nichts an­
deres gelten.
Dazu muß man einräumen, daß es zwei­
fellos nicht als glücklich und der Rechts­
klarheit dienend angesehen werden
kann, wenn im wesentlichen gleichlau­
tende Vorschriften des Gemeinschafts­
rechts unterschiedlich interpretiert wer­
den. Deshalb hält ja auch die Kommis­
sion prinzipiell dafür, der Gerichtshof
solle auf die erwähnte Rechtsprechung
zurückkommen und sie einer Überprü­
fung unterziehen.
Indessen erscheint diese an sich sauberste

Lösung, auch wenn man die bisherigen
Ausführungen für fundiert hält, nicht
unausweichlich. Es läßt sich nämlich der

Standpunkt vertreten, die Probleme des
jetzigen Falles (Zolltarifierung) seien lo­
gisch von denen der Rechtssache 3/71
(Abschöpfungserhebung) zu trennen, das
Urteil 3/71 präjudiziere den gegenwärti­
gen Fall nicht notwendig, und es sei in­
folgedessen bei einer abweichenden Ent­
scheidung keineswegs ein unerträglicher
Widerspruch gegeben. — Dazu muß
man sich zunächst vor Augen halten,
daß die erwähnte Zusätzliche Vorschrift
nicht durch die Verordnung Nr. 865 in
den Zolltarif eingeführt worden ist, daß
sie vielmehr schon vorher in ihm enthal­
ten war. Weiterhin muß man sich klar­

machen, daß das Urteil 3/71 ergangen ist
im Hinblick auf den Wortlaut des Arti­
kels 2 der Verordnung Nr. 865, die dazu
gegebene ausdrückliche Begründung so-

wie das eindeutige Ziel der Handelsrege­
lung, lediglich zugesetzten Zucker, nicht
aber den in den Früchten enthaltenen
Naturzucker einer Abschöpfung zu un­
terwerfen. Im Zollrecht gilt dagegen of­
fensichtlich nicht dieselbe Finalität; hier
ist der Gesetzgeber — wie ich schon sag­
te — wesentlich freier. Somit steht tat­
sächlich der von der Kommission hilfs­

weise vorgetragenen Annahme nichts im
Wege, es seien die Marktordnungsvor­
schriften vom Tarifrecht, von den Pro­
blemen der Tarifierung unabhängig. Da­
für läßt sich sogar auf Feststellungen des
Urteils 3/71 verweisen, die besagen, „die­
se in eine Zollverordnung aufgenomme­
ne Bestimmung (nämlich die Zusätzliche
Vorschrift Nr. 2 zum Kapitel 20 des Ge­
meinsamen Zolltarifs) kann die Veranla­
gungsgrundlage einer Agrarabschöpfung
nicht ändern, zumal Artikel 9 Absatz 2
der Verordnung Nr. 865/68 nur für die
Tarifierung der unter diese Verordnung
fallenden Waren auf sie verweist".

Das bedeutet insbesondere, dals dann,
wenn Tarifierungsüberlegungen zur An­
wendung einer Position mit dem Zeichen
Ab (= Abschöpfung) führen, nicht not­
wendig auch Abschöpfung erhoben wer­
den muß. Das Zeichen Ab hat vielmehr

— richtig verstanden — lediglich den
Charakter eines Hinweises im Sinne der

Allgemeinen Vorschriften B 5 des Gemein­
samen Zolltarifs. Letztlich ist demnach
den zu berücksichtigenden Marktord­
nungsvorschriften zu entnehmen, ob die
Voraussetzungen für die Erhebung einer
Abschöpfung (die ja auch von der Preis­
situation abhängt) gegeben sind.
Lassen sich aber auf diese Weise die mit

dem Urteil 3/71 zusammenhängenden
Probleme meistern, so steht der Ansicht
tatsächlich nichts im Wege, die Zusätzli­
che Vorschrift Nr. 2 zum Kapitel 20 des
Gemeinsamen Zolltarifs enthalte eine Le­
galdefinition bzw. eine Fiktion ohne die
Möglichkeit des Gegenbeweises. — In
diesem Sinne ist folglich auf die erste
Frage des Finanzgerichts Hamburg zu
antworten.

2. Da die zweite Frage nur für den Fall
der Verneinung der ersten Frage gestellt
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worden ist, verlangt sie nach dem, was
ich bisher ausgeführt habe, an sich keine
Untersuchung. Ich will aber doch, falls
der Gerichtshof den von mir zur ersten

Frage entwickelten Standpunkt nicht
teilt, hilfsweise auch zur zweiten Frage
einige Bemerkungen vortragen. — Mit
der zweiten Frage erkundigt sich das Fi­
nanzgericht bekanntlich danach, ob die
wiederholt schon erwähnte Zusätzliche
Vorschrift im Hinblick auf die Tarifstelle

20.06 B II c so zu verstehen ist, daß hö­
herer Zoll nur bei tatsächlichem Zucker­

zusatz fällig ist, daß aber bei den unter
die Tarifstellen 20.06 B II a 6 bb und
20.06 B II c 1 aa des Gemeinsamen Zoll­
tarifs fallenden Früchten mit einem Zuk­

kergehalt von mehr als 9 Gewichtshun­
dertteilen der Importeur den Eigenzuk­
kergehalt zu beweisen hat. — Dazu ist
folgendes zu sagen.
Zunächst einmal geht es im Grunde
wohl um den Nachweis dafür, daß die in
Frage kommende Ware nur Eigenzucker
enthält. Insofern kann ich auf die Aus­
führungen des Urteils 3/71 verweisen. —
Sodann ist meines Erachtens nicht zwei­
felhaft, daß im Falle der Annahme, die
Zusätzliche Vorschrift enthalte nur eine

Tarifierungsvermutung, der erforderliche
Gegenbeweis vom Importeur zu erbrin­
gen ist. Dabei dürfte die Feststellung der
Klägerin keine Zustimmung verdienen,
es sei, weil die Zollverwaltung grund-

sätzlich die Beweislast für die angewand­
te Tarifstelle trage, auf die Vermutung
nur unter bestimmten Umständen, in
Ausnahmefällen zurückzugreifen, nicht
aber dann, wenn es an echten Zweifeln
am Naturzuckergehalt fehle (wie im Fall
der Einfuhr von Aprikosenpulpe aus
Spanien). Die Zusätzliche Vorschrift
muß vielmehr zumindest dahin verstan­
den werden, daß für die Zollverwaltung
die Feststellung des Zuckergehaltes aus­
reicht und daß schon bei Überschreiten
der in der Zusätzlichen Vorschrift ge­
nannten Werte der Gegenbeweis fällig
ist. — Welche Beweismittel schließlich

bei dieser Auslegung der Zusätzlichen
Vorschrift in Betracht kommen, kann
erschöpfend wohl nicht erklärt werden.
Grundsätzlich läßt sich mit der Kom­

mission nur sagen, daß es sich um echte
Beweise handeln muß, die vernünftige
Zweifel ausschließen, daß also eine harte
Beweisregelung und nicht lediglich eine
Glaubhaftmachung zu gelten hat. Allein
so erscheint gewährleistet, daß die Ge­
meinschaftsregeln korrekt angewandt
werden und daß wesentliche Interessen,
auch Marktordnungsinteressen, nicht in
Gefahr geraten.
Damit dürfte auch die Antwort auf die

zweite Frage feststehen, wenn ihre Be­
handlung nach den Untersuchungen der
ersten Frage überhaupt für notwendig
befunden werden sollte.

3. Für die Schlußanträge fasse ich nach alledem meine Ansicht wie folgt
zusammen:

a) Die Tarifstelle 20.06 B II a 6 bb des Gemeinsamen Zolltarifs muß in Ver­
bindung mit der Zusätzlichen Vorschrift Nr. 2 zu Kapitel 20 so ausgelegt
werden, daß andere Früchte als Ananas und Weintrauben der Tarif-Nr.
20.06 mit einem nach der Zusätzlichen Vorschrift Nr. 1 zu Kapitel 20
ermittelten Zuckergehalt von mehr als 9 aber weniger als 13 Gewichts­
hundertteilen, ohne Rücksicht darauf, ob ihnen Zucker zugesetzt worden
ist, dem höheren Zollsatz für Früchte mit zugesetztem Zucker unterliegen.

b) Sieht man in der erwähnten Zusätzlichen Vorschrift nur eine widerlegbare
Vermutung, so folgt daraus, daß der Importeur bei Überschreiten der in
der Vorschrift genannten Prozentsätze einen klaren Nachweis dafür zu
führen hat, daß die Importware nur Eigenzucker enthält.
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